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Buugnehmend auf Ihr Schreiben vom 6. April 2000, Zl . 13080.006012-L1.3/00 erlaubt sich 

du Bundesministerium für Wirtschaft und Arbc::it folgende Stellungnahme. abzugeben: 

Vorweg wird auf den Beschluss der BWldesregierung über die Anwendung der neuen 

Rechtschreibung hingewiesen. In diesem Sinne wird angeregt. Text und Erläuterungen zu 

adaptieren. 

Zum Titel des Gesetzqvorbabc:ns: 

Der Langtitel de3 geplanten Bundcsgesetzes erscheint dahingehend korrcgieru.ngsbcdürftig, 

als das Hausbcsorgcrgesetz nicht aufgehoben wird, sondern sein Anweodungsbere:ich auf jene 

Dien3tve:rhiltnisse beschränkt wjrd, die vor dem 1. Juli 2000 abgcschlos3CD wurden. 

In diCSC!rn Zusammenhang wird auch auf die AusfUhrungcn :tu Art. 6 bingewicsc::n. In diesen 

wird das Schicksal des Hausbcsorgergesetzcs (Anwendung muu:nchr auf Dic:ostverhiJ:tnissc. 

die vor dem 1. Juli 2000 abgescblosKD. werden) dargestellt, in den &läutcrun&co zu dc::o. 

Art. 1 bis 5 "Wird jedoch wie schon im Titel fälsch1ic.b. wiederholt der Ausdruck. .,Au.thebWlg 

des Hausbesorgergcsetzes" vcm:vendeL 
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Zur Gesta1tung der Übergangsbestimmungen betzeffend das Hausbesorgerrecht wird weiters 

bc:rnerlct: 

Es ist jedenfalls damit zu rechnen, dass die Übergangsbestimmungen zumindest in den 

nächsten 20 bis 30 Jahren noch fakt,isch anwendbar sind, 

Eine klare und verständliche Jegistisebe Rcgehmg ist daher in besoDderem Masse geboten. 

Die Verweisteclmik des § 23 Abs. 3 MRG idF des Initiativantrages erscheint in diesem 

Zusammenhang nicht sehr gelungen. 

Anstelle des Verweises auf die ~ der Wob.nrechtsoovellc 2000 geltende Fassung wird 

folgende Vorgangsweise angeregt: 

Der Inhalt des § 23 Abs. 1 und 2 ~G in der vorgeschlagenen Fassung könnte in einem 

Deuen § 23a geregelt werden. § 23 könnte unverändert bleiben, es wire lediglich ein neuer­

Abs. 4 anzufilgen, der den Geltungsbercicb des § 23 auf jene Fälle beschränkt. in denen ein 

Dienstverhältnis vorliegt, das vor dem I . Juli 2000 abgeschlossen wurde. Dies wäre eine 

übersichtliche Neuregelung. in der das Nebeneinander von altern und ncuem 

Hausbesorgerrecht (Hausbesorgerarbeitcn und Hausbetreuung) klar zum Ausdruck kommt. 

Zu den in den Erläuterungen zu Art 2 Z 9 und 11 getroffenC'O Ausführungen zum 

.. angqngsen" Entgelt wird auf folgendes hingewiesen: 

In jedml Bundesland existiert ein Mindestlohntarif für ,.Hausbetreu.c:r". Dieser gilt filr 

Personen, die mit der Betreuung und Bedienung von Anlagen und Einrichtungen auf 

Liegenschaften beauftragt sind (und daher nicht unter' das Hausbesorgergesetz fallen) und 

deren Arbeitgeber keiner kollektivvertragsf'ahigen Körperschaft angebören. 
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Über das konkrete Gcsc;ttesvorhaben hinausSebende Am"egupren; 

Das gegenständliche Geset2esvorbabcn könnte zum Anlaß genommen werden, die 

ZustAndigkeitsregeJungen in den von der Samrnelnovelle betroffenen Gesetzen entsprec;;hend 

der BMG-Novelle 2000 ZU ändern. 

Demnach wire in § 5 (2), § 13 (3), § 19 (3), § 23 (3), (4) und (40), § 29 (5) sowie in d", 

VerordnungsermAchtigung in Art. IV Abs. 3 ~der BUDdcsminister für wirtschaftliche 

Angelegenheiten durch den Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit zu ersetzen. 

Ebenso wire in § 30 :wEQ und in dc::o. §§ 2S (S) und (6) sowie § 30 des HeizK.G der 

Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten durch den Bundemrinister für Wirtschaft 

und Arbeit zu ersetzen. 

Anstelle BM für soziale Verwalnmg in § 31 des HausbesorgerKcsetu5 und anstelle SM für 

Bauten und Technik in § S9 des .MB.ti wäre nunmehr ebenfalls der Bundcsm:ini!tet für 

Wirtschaft: und Arbeit ZU bezeichnen. 

Für.~~i ~~~eit der g: 
-~--

Wien,. am 3. Mai 2000 
Für den Bundc.mlln.istcr: 

Dr. Martin JANDA 
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